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sem Zusammenhang unterstrich Karl P o l a k  am 27. Sep­
tember 1948: Das Prinzip der Volkssouveränität „schließt in 
sich die Kontrolle der Rechtsprechung durch das Parlament 
ein. Das Parlament ist die höchste Kontrollinstanz für die 
Durchführung seiner Gesetze sowohl in der Verwaltung als 
auch in der Justiz. Die verfassungstechnische Möglichkeit, mit 
der es diese Kontrolle durchführt, ist sein politisches Auf­
sichtsrecht über die Richter, das darin seine praktische An­
wendung bekommt, daß der Richter absetzbar ist“.25 26 27 28 29

Die Konstituierung der Machtvollkommenheit der Volks­
kammer war die radikale Überwindung jeder Art von Ge­
waltenteilung. Die Volksvertretung sollte aus dem Volk selbst 
hervorwachsen, sein Organ sein.2® Diese Position verdeutlicht 
übrigens den inneren Zusammenhang zwischen der verfas­
sungsrechtlichen Gestaltung der Volksvertretung in der Ver­
fassung von 1949 und dem Wesen sozialistischer Volksvertre­
tungen. Sie machte es möglich, die Volksvertretungen nach 
1949 in Übereinstimmung mit der Verfassung kontinuierlich 
als sozialistische Vertretungskörperschaften auszugestalten 
und weiterzuentwickeln. Die verfassungskonzeptionell ange­
strebte und verwirklichte Verbindung des Volkes mit seiner 
Volksvertretung grenzte die Verfassung des Jahres 1949 sicht­
bar von jeder Art von repräsentativer Demokratie ab, in der 
die Volkssouveränität zur Souveränität der „Volksrepräsen­
tanten“ gegenüber dem Volk umfunktioniert wird.

Für den Inhalt und weiteren Ausbau der Volkssouveräni­
tät war weiterhin die Festlegung der Hegemonie der Volks­
vertretung gegenüber der Wirtschaft von größter Bedeutung. 
Insbesondere die Artikel 19, 21 und 15 dienten dieser Aufgabe. 
Sie mußten in der Verfassungsdiskussion nicht zuletzt gegen 
den Widerstand rückwärts gewandter Kräfte verteidigt wer­
den.22

Schließlich waren auch die Grundrechte als Formen der 
Verwirklichung der Volkssouveränität in der Verfassung ge­
staltet. Das Weiterführende, bürgerliches Verfassungsdenken 
hinter sich Lassende in der Grundrechtskonzeption der Ver­
fassung der DDR von 1949 ist darin zu sehen, daß die Grund­
rechte als gesellschaftlich-staatliche Mitwirkungs- und Ge­
staltungsrechte gefaßt und Garantien zu ihrer Wahrnehmung 
in die Verfassung aufgenommen wurden. Ernst N i e к i s c h 
hat dies in der Sitzung des Verfassungsausschusses am 14. Juli 
1948 prononciert ausgesprochen. Frühere deutsche Verfassun­
gen waren „von einem starken Mißtrauen gegen den Staat 
erfüllt“. Deshalb sollten die Grundrechte eine „staatsfreie 
Sphäre“ sichern, „weil man den Staat als etwas überaus Un­
bequemes, Unangenehmes, vielleicht auch Feindseliges für die 
eigene Freiheit empfindet ... Wenn aber das Volk Subjekt 
der Verfassungsgebung, Souveränitätsträger, Inhaber der ge­
samten Macht ist, ändert sich die Situation von Grund auf.“ 
Es ist auch in dieser Hinsicht eine wichtige Aufgabe, daß die 
„sozialreaktionären Mächte gebrochen werden. Dann erst kann 
der Volkswille, der nach Freiheit und nach Verwirklichung 
der Menschenrechte strebt, sich zur Geltung bringen ... Der 
letzte Blickpunkt also, von dem unser Verfassungsentwurf 
auszugehen hat, ist der, daß man in dem Gemeinwesen, das 
nun verfassungsmäßig organisiert wird, nicht den Feind sieht, 
dem man mit Mißtrauen entgegenzukommen hat, sondern 
daß man sich als Schöpfer dieses Gemeinwesens fühlt, ... der 
alle Grenzen ... im Hinblick auf die Freiheit ... festzusetzen 
hat“ .28

Die Grundrechte in der Verfassung des Jahres 1949 konnten 
wegen ihres Charakters als Gestaltungs- und Mitwirkungs­
rechte des einzelnen an der Ausübung der Volkssouveränität 
später den Aufbau der Grundlagen des Sozialismus mit be­
wirken helfen. Otto G r o t e w o h l  hatte bereits 1947 auf den 
Zusammenhang von Menschenrechten und Sozialismus auf­
merksam gemacht: „Der Sozialismus ist begrifflich die Ver­
wirklichung der Menschenrechte, und die Menschenrechte 
werden — sollen sie nicht leere Prinzipien bleiben — nur in 
dem Maße verwirklicht, wie der Sozialismus Wirklichkeit 
wird. ... Obwohl diese Grundrechte weit davon entfernt sind, 
sozialistisch zu sein, so liegt ihre Verwirklichung doch ganz 
in der Linie unseres Kampfes für den Sozialismus. Ihre Durch­
setzung wird unserem Volk eine freiere politische und ökono­
mische Entwicklung gewährleisten und damit ebenfalls eine 
Voraussetzung für den Sozialismus schaffen.“ 29

Verfassung und Friedenssicherung

Daß die Verfassung des Jahres 1949 Ausdruck des Selbstbe­
stimmungsrechts des deutschen Volkes war, findet nicht zu­
letzt darin Ausdruck, daß diese Verfassung den Frieden und 
den Kampf für seine Erhaltung zum obersten Grundsatz der 
Staatspolitik erklärt.

Die Verfassung verwirklichte die Dialektik zwischen Frie­
denssicherung und Selbstbestimmungsrecht, wie sie das demo­
kratische Völkerrecht fordert. In der Charta der Vereinten 
Nationen widerspiegeln sich Erkenntnisse, die von den Völ­
kern während des zweiten Weltkriegs im Kampf gegen die fa­
schistischen Aggressoren gesammelt worden waren. Daher 
wurde die Hauptaufgabe der UNO, den allgemeinen Weltfrie­
den in dauerhafter Weise zu sichern, in einen untrennbaren 
Zusammenhang mit dem Recht jedes Volkes auf Selbstbestim­
mung gebracht. Artikel 1 der Charta stellt die Aufgabe, den 
Weltfrieden aufrechtzuerhalten und freundschaftliche Bezie­
hungen zwischen den Nationen auf der Grundlage der Ach­
tung des Selbstbestimmungsrechts der Völker zu sichern. Frie­
denssicherung und Selbstbestimmungsrecht bilden also völ­
kerrechtlich eine Einheit. Die Verwirklichung des Selbstbe­
stimmungsrechts muß den Weltfrieden fördern. Damit sind 
auch von dieser Seite aus für das Selbstbestimmungsrecht des 
Volkes inhaltliche Konsequenzen verbindlich vorgeschrieben. 
Ganz allgemein gesagt: Das Selbstbestimmungsrecht muß als 
Recht und Pflicht auf einen Friedensstaat begriffen werden.30

Diesen Überlegungen folgt die Verfassung der DDR von 
1949. Sie bestimmt, daß die Staatsgewalt dem Frieden zu 
dienen habe (Art. 3). Die allgemein anerkannten Regeln des 
Völkerrechts sind für die Staatsgewalt und für jeden Bürger 
verbindlich. Die Verfassung verpflichtet den Staat, freund­
schaftliche Beziehungen zu allen Völkern zu unterhalten 
(Art. 5). Es entsprach dem kämpferischen Charakter der Ver­
fassung, daß dieses Prinzip auch ausdrücklich gegen die 
Feinde des Friedens ausgestaltet wurde. Deshalb stellte die 
Verfassung in ihrem Art. 6 jede Bekundung von Glaubens-, 
Rassen- und Völkerhaß, jede militaristische Propaganda so­
wie Kriegshetze unter Strafe.

Es wäre allerdings eine verkürzte Sicht, wollte man die 
Verfassung von 1949 als die eines Friedensstaates allein auf 
diese Artikel beschränken. Diese Verfassung war nicht zu­
letzt deshalb der Friedenssicherung verpflichtet, weil sie den 
Kräften des Krieges sozialökonomisch und politisch für im­
mer den Boden entzog. Dies hat Otto G r o t e w o h l  am
8. August 1948 verdeutlicht: die Ächtung des Krieges durch 
die Verfassung ist zwar „eine wirkungsvolle Maßnahme für 
die Gestaltung einer friedlichen deutschen Politik: Das aber 
allein genügt noch nicht. Wir müssen jene großen wirtschaft­
lichen Mammutorganisationen, die Monopole, die die Ge­
fahr eines Krieges immer wieder heraufbeschwören, wir müs­
sen jene gesellschaftlichen Kräfte, die durch die Bodenreform 
entmachtet sind, als aus dem deutschen Gesellschaftsleben 
gestrichen betrachten. Das muß in diesem Verfassungswerk 
erkennbar werden.. .“31

*

Die Verfassung der DDR vom 7. Oktober 1949, in der anti­
faschistisch-demokratischen Umwälzung, an der Schwelle des 
Übergangs zum Aufbau des Sozialismus konzipiert, konnte 
vor der Dialektik der Geschichte bestehen, weil in ihr erste- 
Schritte zur kollektiven Selbstregierung des Volkes unter Füh­
rung der Arbeiterklasse und deren marxistisch-leninistischer 
Partei geregelt wurden, weil sich das Volk Rechte zur Gestal­
tung seines staatlichen und gesellschaftlichen Lebens nach 
seinen Bedürfnissen gegeben und diese handelnd verwirk­
licht hat.
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